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Schweizer Steuerabkommen:  
Die erkaufte Amnestie 

Rund zehn Mrd. Euro zusätzliche Steuer- 
einnahmen verspricht das Schweizer 
Steuerabkommen der Bundesrepublik 
Deutschland. Das ist eine überaus verlo-
ckende Summe. Doch in welcher Höhe 
die Gelder aus der Schweiz tatsächlich 
fließen werden, wenn das aktuell zur 
Abstimmung stehende Steuerabkom-
men in Kraft tritt, ist derzeit noch völlig 
offen. Absehbar ist jedoch schon heute, 
dass dafür ein hoher Preis gezahlt wird. 
Denn das Abkommen setzt Maßstäbe 
für zukünftige europäische Regelungen 
und fällt bei weitem nicht streng genug 
aus, um Steuerflucht tatsächlich wirk-
sam bekämpfen zu können. Die Bun-
desregierung hat das Steuerabkommen 
bereits vor einem Jahr, am 10. August 
2011, mit der Schweiz paraphiert. Darin 
wird die nachträgliche Versteuerung 
von bislang unversteuertem Altvermö-
gen in der Schweiz und die künftige 
Besteuerung von Kapitalerträgen gere-
gelt. Zugleich sollen die Banken einen 
besseren Marktzugang erhalten.1 

Überhöhte Erwartungen 

In der Öffentlichkeit stieß das Abkom-
men jedoch auf ein geteiltes Echo: 
Während – auch im linken Lager – ei-
nige die Vereinbarung wegen dro-
hender Verjährung als substanziellen 
Fortschritt gegenüber dem Status quo 
begrüßten, wuchs zugleich die Kritik 
an dem Abkommen. Denn es zeichnet 
sich ab, dass vor allem Steuerhinterzie-

1 	 Vgl. Bundesministerium für Finanzen (BMF), 
Schweiz und Deutschland paraphieren Steuer-
abkommen, Pressemitteilung 32/2011, Berlin 
2011.

her und Schweizer Banken von diesem 
profitieren werden. 

In den vergangenen Monaten wuchs 
daher auch der Protest. So unterzeich-
neten mehr als 80 000 Menschen den 
Aufruf „Kein Freibrief für Steuerbetrü-
ger“ des Kampagnennetzwerks Cam-
pact. Dem Protest schlossen sich die 
Bundestagsfraktionen von SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und der Linkspar-
tei an. Zögerlich entschieden sich dann 
auch einige der SPD (mit-)regierten 
Bundesländer, dem Abkommen ihre 
Zustimmung zu verweigern, wenn die-
ses im November dem Bundesrat zur 
Entscheidung vorgelegt wird. Ihre Stim-
men sind jedoch von entscheidender 
Bedeutung, da ohne sie keine Mehrheit 
im Bundesrat zustande kommt.2

Die Befürworter führen vor allem die 
zu erwartenden Mehreinnahmen von 
10 Mrd. Euro im Jahr 2013 an. Dabei 
ist es jedoch höchst fraglich, ob diese 
erzielt werden können. Die Schweizer 
Banken garantieren für ein Steuerauf-
kommen von 2 Mrd. Schweizer Fran-
ken (rund 1,7 Mrd. Euro), die mit der 
nachträglichen Versteuerung bisher 
unversteuerter Vermögen zustande kä-
men. Für die zukünftige Besteuerung 
von Kapitalerträgen gibt die Schweiz 
dagegen gar keine Garantien ab.

Hinzu kommt ein weiteres großes 
Manko: Denn bis zum geplanten In-
krafttreten zum 1. Januar 2013 haben 
die Anleger genug Zeit, ihr Geld in Si-
cherheit zu bringen oder in Anlage-
formen zu überführen, die nicht dem 
Abkommen unterliegen. Auch die Er-

2 	 Vgl. Donata Riedel, Steuerabkommen mit der 
Schweiz steht vor dem Scheitern, in: „Handels-
blatt“, 27.1.2012.
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fahrungen der letzten Steueramnes-
tie aus dem Jahr 2004 lassen nicht auf 
einen Geldregen hoffen. Damals erwar-
tete die Bundesregierung 5 Mrd. Euro 
Mehreinnahmen. Tatsächlich konnten 
damals nur 1,4 Mrd. Euro eingenom-
men werden – ungefähr ein Drittel der 
erhofften Summe.3 

Steuerhinterzieher bleiben anonym

Die ungewissen Einnahmen sind aber 
nicht das Hauptargument gegen das 
Steuerabkommen mit der Schweiz. Das 
Abkommen ist zudem schlicht unge-
recht, da es ehrliche Bürgerinnen und 
Bürger schlechter stellt als Steuerhin-
terzieher. Obendrein steht es einer kon-
sequenten Bekämpfung von Steuer-
flucht in Europa im Weg.

Die geplante Amnestieregelung für 
bisher vor dem deutschen Fiskus ver-
steckte Vermögen sieht in den meisten 
Fällen bessere Konditionen vor als bei 
einer Selbstanzeige oder im Vergleich 
zu einer regulären Besteuerung. Au-
ßerdem soll die Identität der Anlegerin-
nen und Anleger den Steuerbehörden 
nicht offengelegt werden. 

Damit wäre man jedoch nicht nur 
von einer Rückkehr zur Steuerehrlich-
keit weit entfernt. Vor allem würde da-
mit eine ideale Regelung für all jene ge-
schaffen, die Vermögen aus kriminellen 
Geschäften waschen wollen. Schnell 
wird dann aus Schwarzgeld sauberes 
weißes Geld. Das Abkommen berück-
sichtigt damit auch nicht die Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts. Dieses 
hat in seinen Urteil aus dem Jahr 1991 
enge Grenzen für die Gewährung einer 
Steueramnestie gesetzt.4 

Künftige Kapitelerträge sollen ano-
nym mit einem Steuersatz von 26,4 Pro-
zent besteuert werden. Diese Steuer soll 
einen abgeltenden Charakter haben, 

3	 Vgl. BMF, Gesetz zur Förderung der Steuerehr-
lichkeit: Bilanz der „Steueramnestie“, in: „Mo-
natsbericht des BMF“, 9/2011, S. 41-43.

4	 Vgl. Urteil vom 27.6.1991, 2 BvL 3/89, BVerfGE 
84, 233, BStBl II 1991.

also alle Steueransprüche des deut-
schen Fiskus erfüllen. Zwar entspricht 
die Höhe des Steuersatzes der deut-
schen Abgeltungssteuer plus Solidari-
tätszuschlag. Allerdings widerspricht 
die anonyme Übermittlung der mehr-
heitlich in der Europäischen Union ver-
folgten Strategie, Steuerflucht durch 
einen automatischen Informationsaus-
tausch und einer Quellenbesteuerung 
zu bekämpfen. Zugleich ist so eine wir-
kungsvolle Kontrolle des Steuervoll-
zugs so gut wie unmöglich. Denn nur 
wenn der Fiskus die Namen der Steuer-
pflichtigen sowie die Höhe ihrer Ein-
künfte kennt, kann er eine dauerhafte 
Besteuerung gewährleisten. 

Ein weiteres Detail des Abkommens 
ließe einen schmunzeln, wenn es nicht 
so ernst wäre: Mit dem Steuervollzug 
sollen die jeweiligen Schweizer Ban-
ken betraut werden. Es mutet jedoch 
eigenartig an, wenn sowohl die Bera-
tungen über Anlagestrategien als auch 
der Steuervollzug in einer Hand liegen 
– und damit der Bock zum Gärtner wird. 

Zu guter Letzt wird die künftige Ver-
folgung von Steuerhinterziehung mas-
siv eingeschränkt. So soll die Zahl der 
Auskunftsersuchen deutscher Steuer-
behörden an die Schweiz eng begrenzt 
werden. Zugleich dürfen deutsche Fi-
nanzbehörden keine Datenträger mehr 
aufkaufen, um Steuerhinterziehung 
aufzudecken. Die absurde Begründung 
hierfür gleicht einem Zirkelschluss: In 
der schönen neuen Welt soll es kein 
Schwarzgeld mehr geben und deshalb 
bedürfe es auch keiner Strafverfolgung 
mehr. Die Realität jedoch wird eine  
andere sein.

Die Festlegung auf eine anonyme 
abgeltende Besteuerung der Kapital-
erträge aus der Schweiz hat Auswir-
kungen weit über die Schweiz hin-
aus. Denn eine entsprechende bilate-
rale Regelung würde die notwendige 
Überarbeitung der europäischen Zins-
Steuer-Richtlinie verhindern, die euro-
paweit die Besteuerung von grenzüber-
schreitenden Kapitalerträgen sicher-
stellen soll. Schon bei der Verabschie-
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dung der aktuellen Richtlinie fordern 
die Vertreter mehrerer EU-Staaten, wie 
Luxemburg oder Österreich, durch eine 
europaweite Regelung nicht schlechter 
gestellt zu werden als die Schweiz. Der 
Verhandlungsstand mit der Schweiz 
legt also fest, was maximal innerhalb 
der EU erreicht werden kann. Nicht 
zuletzt deshalb wird die gegenwärtige  
politische Auseinandersetzung um das 
Steuerabkommen von EU-Kommis-
sion und -Parlament sowie den anderen 
Mitgliedstaaten kritisch begleitet.

Die Hoffnung liegt im Scheitern

Unterdessen hat die drohende Ableh-
nung des Abkommens im Bundesrat 
zu Nachverhandlungen zwischen der 
Bundesrepublik und der Schweiz ge-
führt, die zuvor noch von beiden kate-
gorisch ausgeschlossen worden waren. 
Dabei bot die Schweiz insbesondere 
höhere Sätze für die Besteuerung der 
Altvermögen und eine pauschale Be-
steuerung von Erbschaften an. 

Da die Erlöse aus der Erbschafts-
steuer allein den Bundesländern zuste-
hen, erhofft sich die Bundesregierung 
doch noch eine Mehrheit im Bundesrat 
und hat das Ratifizierungsgesetz in das 
Gesetzgebungsverfahren eingebracht. 
Zusätzlich versucht sie die Bundeslän-
der mit einem größeren Anteil an den 
Einnahmen aus der Nachversteuerung 
der Altvermögen zu ködern. Da sich 
bislang noch nicht alle Länder, in denen 
die SPD (mit-)regiert auf ein „Nein“ 
festgelegt haben, ist ein Scheitern des 
Abkommens im Bundesrat derzeit noch 
nicht ausgemacht. 

Doch auch der nachgebesserte Ent-
wurf des Abkommens führt nicht zu 
mehr Gerechtigkeit. Die Änderun-
gen sind vor allem kosmetischer Na-
tur; eine wirksame Bekämpfung von 
Steuerflucht und Schwarzgeld kann 
damit nicht gelingen. So verhindern die 
nur geringfügig erhöhten Sätze für die 
nachträgliche Versteuerung von hinter-
zogenem Vermögen nicht, dass Steuer-

hinterzieher gegenüber ehrlichen Bür-
gern bevorteilt werden. 

Auch ist das Angebot, geheim gehal-
tene Erbschaften mit einer Abgeltungs-
steuer von 50 Prozent zu belegen, weit-
gehend wertlos, solange Schenkungen 
nicht ebenfalls besteuert werden. Eine 
Erbschaftsplanung via Schenkungen 
will die Schweiz aber partout nicht be-
steuern. Und schließlich ist nach dem 
aktuellen Stand auch nicht gewährleis-
tet, dass die Besteuerung effektiv über-
prüft und Steuerflucht wirkungsvoll be-
kämpft wird. Zwar ist die Anzahl der er-
laubten Auskunftsersuche erhöht wor-
den – zahlenmäßig beschränkt bleiben 
sie aber weiterhin.

Andere Länder können in ihrem 
Steuerstreit mit der Schweiz weit grö-
ßere Erfolge vorweisen: Den USA ist 
es schon vor drei Jahren gelungen, das 
Bankgeheimnis der Schweizer zu kna-
cken. Durch erfolgreiche Gerichtsver-
fahren gegen Schweizer Banken konn-
ten sie auf die Bankdaten vieler Ameri-
kaner zugreifen. Aktuell streben sie so-
gar ein Doppelbesteuerungsabkommen 
an, dass schon beim bloßen Verdacht 
auf Steuerhinterziehung die Heraus- 
gabe von Daten ermöglicht.5

Angesichts der vielen Kritikpunkte 
und der sehr unsicheren Einnahmepro-
gnosen ist zu hoffen, dass das Abkom-
men scheitert. Denn eine wirkungsvol-
le Antwort auf die Steuerflucht kann 
nur in einem international koordinier-
ten Vorgehen liegen. Dafür wäre die 
Weiterentwicklung der europäischen 
Zins-Steuer-Richtlinie mit einem um-
fassenden automatischen Informations-
austausch und einer Ausweitung auf 
alle Kapitalerträge ein richtiger und 
wichtiger Schritt. Nur eine solche Re-
form kann eine dauerhafte und gerech-
te Besteuerung von Kapitaleinkünften 
gewährleisten – und die europäischen 
Steueroasen langfristig trocken legen.

5	 Vgl. Nikolaus Piper, Ruppig, aber effizient – 
Steuerstreit zwischen Schweiz und USA, in: 
„Süddeutsche Zeitung“, 3.4.2012.
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